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Sehr geehrte Frau Schünemann,

im Nachgang zur gestrigen Sitzung des Rates der Stadt Leverkusen, bei

welcher ich - etwas unerwartet - mit kommunalrechtlichen Fragestellungen

konfrontiert wurde, möchte ich folgende Hinweise und Empfehlungen ge-

ben:

l.

Der bisherige Gegenstand meiner rechtlichen Prüfung war der Beschluss

des Hauptausschusses des Rates der Stadt Leverkusen vom 23. 04.2020 und

damit verbunden die Frage, ob dieser vom Oberbürgermeister zu beanstan-
den sei.
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In verfahrensrechtlicher Hinsicht ist insoweit anzumerken, dass die dabei in Bezug

genommene Bestimmung des § 54 III GO NRW i.V.m. § 54 II 00 NRW vom Wort-

laut her nicht exakt diesen Sachverhalt erfasst. Denn der Anwendungsbereich dieser

Regelungen betrifft solche Beschlüsse, die ein Ratsausschuss gefasst hat,

" dem eine Angelegenheit zur Entscheidung übertragen ist. "

Bei diesen übertragenden Angelegenheiten handelt es sich um solche nach Maßgabe

des § 4l II VwGO oder solche, die sich aus spezialgesetzlichen Vorschriften ergeben.

Vgl. Wagner in: Kleerbaum/Palmen, GO NRW, Kommentar,

3. Aufl. 2017, § 54 Anmerkung III;

Faber in: Heldt/Winkel, GO NRW, Kommentar, 4. Aufl. 2018, §54

Anmerkung 3

Eine derartige Übertragung von Entscheidungskompetenz liegt bei restriktiver Anwen-

düng dieser Regelungen dann nicht vor, wenn der Hauptausschuss anstelle des Rates

eine Dringlichkeitsentscheidung nach § 60 GO NRW trifft. Denn dabei handelt es sich

gerade um keine abschließende Entscheidungskompetenz; vielmehr besteht die Ab-

hängigkeit von der Genehmigung durch den Rat.

Gleichwohl spricht aus meiner Sicht vieles dafür, dass solche Dringlichkeitsentschei-

düngen des Hauptausschusses der Beanstandungspflicht des Oberbürgermeisters unter-
liegen.

Vgl. in diesem Sinne auch Tillmann, VR 96, 24

Denn ansonsten bestünde eine gravierende Regelungslücke: Angenommen, der Haupt-

ausschuss trifft eine Dringlichkeitsentscheidung und bis zur Möglichkeit der Genehmi-

gung durch den Rat vergeht eine lange Zeitspanne, so entstünde ein Widerspruch zu

den sonstigen Wertungen des Gesetzgebers, könnte im Falle der Rechtswidrigkeit die-

ses Dringlichkeitsbeschlusses der Oberbürgermeister nicht unter Anwendung seines

Beanstandungsrechts tätig werden; er müsste also "sehenden Auges" die Umsetzung

eines aus seiner Sicht rechtswidrigen Dringlichkeitsbeschlusses akzeptieren, nur weil

bis zur Genehmigungsentscheidung des Rates ein nicht unbeträchtlicher Zeitraum ver-

geht.
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2.

In der gestrigen Ratssitzung wurde dann diese Dringlichkeitsentscheidung durch die
Ratsmehrheit genehmigt.

Damit liegt dann ein Ratsbeschluss i. S. d. § 54 II GO NRW vor. Nach meinem Ver-

ständnis bildet er damit den maßgeblichen Rechtsakt. Wenn der Oberbürgermeister

also von seinem Beanstandungsrecht Gebrauch machen will, wäre dessen Gegenstand

nur dieser Ratsbeschluss. Die Beanstandung hat schriftlich in Form einer begründeten

Darlegung gegenüber dem Rat zu erfolgen; eine Frist hierfür besteht nicht.

Damit verbleibt dann kein Anwendungsbereich mehr für die bis dahin nach oben dar-

gelegter Rechtsauffassung mögliche Beanstandung des Hauptausschussbeschlusses.

Wollte man eine andere Auffassung vertreten, müsste der Oberbürgermeister eine dop-

pelte Beanstandung aussprechen, nämlich zum einen gegenüber dem Dringlichkeitsbe-

schluss des Hauptausschusses und zum anderen gegenüber dem genehmigenden Be-

schluss des Rates. Es ist aber nichts dafür ersichtlich, dass der Gesetzgeber ein solches

"doppelgleisiges" Verfahren gewollt haben könnte. Um nur einmal theoretisch ein

denkbares Szenario auszumalen: Angenommen, der Oberbürgermeister spricht eine
Beanstandung sowohl des Hauptausschussbeschlusses wie auch des Ratsbeschlusses

aus. In der nächsten Sitzung des Hauptausschusses entspricht dieser der Beanstandung

und hebt den Dringlichkeitsbeschluss auf, während der Rat nach erneuter Befassung

mit der Beanstandung seiner Genehmigungsentscheidung diese bestätigt. Diese hypo-

thetische Überlegung dürfte hinreichend belegen, dass es nur einen Rechtsakt geben

kann, der zum Gegenstand der Beanstandung des Oberbürgermeisters gemacht werden

darf; dies wäre eindeutig der Ratsbeschluss.

Ich hoffe, mit diesen obigen Darlegungen verdeutlicht zu haben, warum ich in meiner

rechtsgutachterlichen Stellungnahme den Dringlichkeitsbeschluss des Hauptausschus-

ses zum Prüfungsgegenstand gemacht habe, dann aber in der Ratssitzung dafür votier-

te, wonach nur die Genehmigungsentscheidung der alleinige Beanstandungsgegen-
stand sein könne.
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Dies wollte ich mit den vorliegenden Ausführungen rechtlich weiter untermauern, da

bei mir der Eindruck entstand, dass bei der Ratssitzung doch eine gewisse Unsicherheit
bestand.

Mit frerfhdlichen Grüßen

Rainer SchmifE

Rechtsanwal


